
«Jeder Mensch ist direkt oder indirekt 
von internationaler Migration betrof-
fen.» Khalid Koser vom Geneva Center 
for Security Policy brachte es am Europa 
Forum Luzern auf den Punkt: Migration 
ist ein globales Phänomen. Weltweit 
gelten 214 Millionen Menschen als Mi-
grantinnen respektive Migranten. Das 
entspricht drei Prozent der Weltbevöl-
kerung, die gemäss Definition mehr als 
ein Jahr ausserhalb ihres Herkunftslan-
des verbringen. Mit 70 Millionen lebt 
rund ein Drittel von ihnen in Europa.

Arbeit als zentraler Treiber

Wie Khalid Koser aufzeigte, sind die 
Gründe für die aktuellen Wanderungsbe-
wegungen zahlreich. Unter anderem be-

zeichnete er Migration als Antwort auf 
die weltweit wachsenden Ungleichhei-
ten hinsichtlich Entwicklung, Demokra-
tie und Demografie. Weiter nannte er 
die neuen Kommunikations- und Trans- 
portmöglichkeiten: Sie ermöglichen 
immer mehr Menschen, sich ein Bild 
vom Leben in anderen Ländern zu ma-
chen und so günstig wie noch nie zu 
reisen. Auch profitierten heute migrati-
onswillige Personen – wenn auch nur 
gesuchte hochqualifizierte – von ver-
einfachten Einwanderungsregelungen. 
Schliesslich würden mit Migration viele 
Leute viel Geld verdienen, etwa Men-
schenhändler und Schmuggler.

Obwohl viele Faktoren im Zusammen-
spiel zu den heutigen Aus- und Einwan-

derungsströmen beitragen, sieht Koser 
einen Hauptgrund: «Die meisten Men-
schen in der Welt migrieren zwecks Ar-
beit, weil es in ihrem Land zu wenig 
davon gibt oder weil sie hoffen, im Ziel-
land bessere Arbeit zu finden.» Der wis-
senschaftliche Dekan am Geneva Cen-
ter for Security Policy sprach in diesem 
Zusammenhang von segmentierten Ar-
beitsmärkten in den hochentwickelten 
Volkswirtschaften. So würden insbe- 
sondere schmutzige, gefährliche und 
schwierige Tätigkeiten von einheimi-
schen Arbeitskräften schlicht nicht mehr 
ausgeführt – lieber bezögen sie Arbeits-
losengeld. Diese Branchen seien ent-
sprechend stark auf Zuwanderer ange-
wiesen.

Streitpunkt Zuwanderung

Wirtschaft will eine weitere Öffnung 
und gezieltere Ausbildung
Die Schweiz steht nicht alleine da, wenn es um Fragen der Zuwanderung geht. Es gibt jedoch 

verschiedene Ansätze, mit deren Notwendigkeit und Folgen umzugehen, wie am Europa  

Forum Luzern deutlich geworden ist. Im Falle der Schweiz plädieren Wirtschaftsvertreter für eine 

weitere Öffnung des Arbeitsmarktes, fordern aber gleichzeitig auch mehr Engagement in der 

Ausbildung einheimischer Arbeitskräfte. Daniela Baumann
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Die Welt in Bewegung: Drei Prozent der Weltbevölkerung wandern für längere Zeit in ein anderes Land aus.
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Zuwanderung erhöht 

Produktivität und Wachstum

Auch die Schweizer Wirtschaft ist von 
ausländischen Arbeitskräften abhängig. 
Untersuchungen an der Universität Ba-
sel untermauern dies. Die Personenfrei-
zügigkeit habe den Löhnen und der Ar-
beitslosigkeit in der Schweiz einerseits 
nicht geschadet, zitierte George Shel-
don, Basler Professor für Arbeitsmarkt- 
und Industrieökonomie, aus den Ergeb-
nissen. Andererseits: «Weil seit fast 20 
Jahren vor allem gut ausgebildete Per-
sonen in die Schweiz einwandern, hat 
der freie Personenverkehr sogar Positi-
ves gebracht.» 

So lässt sich die Zunahme der Ar-
beitsproduktivität der Erwerbsbevölke-
rung mit der verstärkten Zuwanderung 
hoch qualifizierter Arbeitskräfte erklären. 
Denn die Produktivität einer Person 
steigt mit der Anzahl Bildungsjahre. Mit 
dem Bildungsstand der Erwerbsbevöl-
kerung erhöht sich zudem das Tempo 
des Wirtschaftswachstums. Schliesslich 
profitiert gemäss Sheldon die hiesige 
Fiskalbilanz, weil die Ausländer in der 
Schweiz insgesamt mehr in die Sozial-
werke einzahlen als Leistungen bezie-
hen, und weil sie keine Hochschulkosten 
verursachen. «Bei hochqualifizierten Ein-
wanderern fallen die Bildungskosten im 
Ausland an, die Bildungsrenditen dage-
gen in der Schweiz.»

Einwanderer ist  

nicht gleich Einwanderer

So wenig bestritten die wirtschaftliche 
Notwendigkeit der Zuwanderung für 
die Schweiz und Europa ist, so wenig 
können deren gesellschaftlichen Aus-
wirkungen und die Ängste der Bevöl-
kerung ignoriert werden. Verschiedene 
Staaten wählen unterschiedliche Wege, 
mit diesem Dilemma umzugehen, wie 
Regierungsvertreter aus Schweden und 
den Niederlanden in Luzern aufzeigten. 

Während Schweden seine restriktiven 
Bestimmungen gegenüber Zuwande-
rern aus Drittstaaten vor drei Jahren lo-
ckerte, beschlossen die Niederlande im 
letzten Jahr eine Verschärfung ihrer Ein-
wanderungspolitik. Diese unterscheidet 
verschiedene Kategorien von Migranten. 
«Nur diejenigen, die in den Niederlan-
den einen positiven Beitrag leisten kön-
nen, sind willkommen», sagte Botschaf-

ter Bert Twaalfhoven. «Zur Beantwor - 
tung der Frage, wer einwandern darf 
und wer nicht, wenden wir das ein-
fachste aller Kriterien an: das Einkom-
men», so Twaalfhoven weiter. Für die 
so genannten Wissensmigranten, hoch 
qualifizierte Spitzen kräfte, wurde das 
Zuwanderungsverfahren stark verein-
facht. Wenn ein Unternehmen eine be-

stimmte Fachkraft von ausserhalb der 
EU einstellen will, können innerhalb von 
zwei Wochen die Genehmigung durch 
die Zuwanderungsbehörde erfolgen 
und sämtliche Formalitäten im Zusam-
menhang mit dem Aufenthalt erledigt 
werden.

Christina Springfeldt, stellvertretende 
Generaldirektorin des Departements für 
Migrations- und Asylpolitik Schwedens, 
präsentierte die Migrationsgesetzge-
bung ihres Landes als «das offenste und 
liberalste System wirtschaftlicher Zu-
wanderung in der OECD». Es basiert 
ebenfalls auf der Überzeugung, dass 
die Arbeitgeber ihren jeweiligen Bedarf 
an Arbeitskräften selber am besten be-
urteilen können. Das System ist deshalb 
komplett nachfragegesteuert: Arbeit-
geber sind grundsätzlich frei, wo sie ihr 
Personal rekrutieren. Die Voraussetzun-
gen sind, dass sie eine vakante Stelle 
zuerst in den EU- / Efta-Staaten aus-
schreiben und dass die Migrationsbe-
hörde den Anstellungsbedingungen die 
Einhaltung nationaler Standards be-
scheinigt. Nach vier Jahren in Schweden 
kann dem Arbeitnehmenden eine per-
manente Aufenthaltsbewilligung erteilt 
werden.

Steigender Konkurrenzdruck

«Die bisherigen Erfahrungen zeigen, 
dass unsere liberale Zuwanderungspo-
litik nicht zu einem massiven Zustrom 
von Arbeitsmigranten geführt hat», zi-
tierte Springfeldt aus einer Evaluations-
studie der OECD. Diese kam überdies 
zum Schluss, dass die Löhne nicht unter 
Druck geraten sind – im Gegenteil: Ins-
gesamt bezahlen Unternehmen mit zu-

gewanderten Arbeitskräften sogar hö-
here Löhne als solche ohne. Zwar sei 
Schweden mit seiner offenen Migrati-
onspolitik anderen Ländern einen Schritt 
voraus, sagte Springfeldt. Doch: «In Zu-
kunft werden wir im Kampf um die bes-
ten Köpfe vermehrt mit anderen Staa-
ten in Europa konkurrenzieren.»

Dass sich auch die Schweiz im Wett-
bewerb um qualifizierte Arbeitskräfte 
gegenüber dem Ausland positionieren 
muss, wurde an einer Podiumsdiskus-
sion mit Wirtschaftsvertretern verschie-
dener Branchen deutlich. Arne-C. Faisst 
etwa, CEO des Medizinaltechnik-Unter-
nehmens Mathys AG im solothurnischen 
Bettlach, stellte fest, dass es schwieriger 
geworden ist, Ingenieure aus Deutsch-
land zu finden. Um seine Fachleute im 
Land zu behalten, zahle der nördliche 
Nachbar mittlerweile höhere Löhne als 
die Schweizer Wirtschaft. Ähnlich prä-
sentiert sich die Situation in Gesund-
heitsberufen, wie Raymond Loretan, VR-
Präsident von Genolier Swiss Medical 
Network, eines Netzwerks privater Spi-
täler, konstatierte: «Das Gesundheitswe-
sen ist eine Wachstumsbranche. Unsere 
Nachbarländer haben dieselben Bedürf-
nisse wie wir; die Konkurrenz wird här-
ter.» Umso wichtiger sei es, auch beim 
eigenen Nachwuchs anzusetzen und 
diesen richtig auszubilden, sagte Alain 
M. Ritter, Head Human Resources bei 
Georg Fischer Piping Systems: «Ich sehe 
ein grosses ungenutztes Potenzial in 
einer vermehrten Zusammenarbeit der 
Wirtschaft mit Bildungsinstitutionen.»

Ventilklausel : Unterschätzte 

Symbolkraft im Ausland

Einig waren sich die Podiumsteilneh-
mer auch darin, dass die Anrufung der 
Ventilklausel im Rahmen des Abkom-
mens über den freien Personenverkehr 
mit der EU einen negativen Symbol-
charakter hat, speziell im Kontext der 
Standortattraktivität. Der Entscheid des 
Bundesrates signalisiere potenziellen 
ausländischen Arbeitskräften, dass sie 
in der Schweiz nicht willkommen seien. 
Die Wirtschaftsvertreter forderten statt 
Isolation eine weitere Öffnung des Ar-
beitsmarktes. Mit den Worten Raymond 
Loretans: «Wir müssen dort suchen, wo 
die besten sind – auch ausserhalb Eu-
ropas.» 

 A R B E I T S MA R K T  31

« Die meisten  
Menschen migrieren 
zwecks Arbeit. »


